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Gesetz zur Ausführung 	 (2) Das Land nimmt die wissenschaftliche Forschung 
zur Vermeidung und Abwehr von Suchtgefahreii durch des staatsvertragszum ~ l ~ ~ k ~ ~ ~ i ~ l ~ ~ ~ ~ 
Glücksspiele, die Suchtprävention und -hilfe sowie die 


in Deutschland (Ausfuhrungsgesetz Glückss~ielaufsicht als öffentliche Aufgaben wahr. Es 

L 

zum Glücksspielstaatsvertrag) 	 stellt hierfür einen angemessenen Anteil aus den Rein- 
erträgen der Glücksspiele zur Verfügung. 

Vom 4. März 2008 (3)  Zur Sicherstellung eines ausreichenden Glück~spiel- 

~~~d~~~ hat am 27, ~~b~~~~ 2008 das folgende angebots veranstaltet das Land folgende Glücksspiele: 

setz beschlo.;sen: I. Zahlenlotterien, 

2. Sportwetten, 
E R S T E R  A B S C H N I T T  3. Losbrieflotterien. 

Staatliches Glücksspiel (4) Das Land kann Zuhatzlotterien und -ausspielungen 
veranstalten. 

s 	1 (5) Das Land kann eine juristische Person des privaten 
Rechts, an der das Land unmittelbar oder mittelbar maß- 

0f lo i t l i c~ l i~~Auj;qohr 	 geblich beteiligt ist, mit der Durchführung der durch das 

( I )  Zur Erreichung der Ziele des 1 des Glücksspiel- Land veranstalteten Glücksspiele beauftragen. 

staatsvertrags (GIüStV) vom 1 I. Dezember 2007 (GBI. ( 6 )Der in der Zeit vom 30. März 1992 bis zum 26. Mai 
S. 571. GBI. 2(K)8 S. 56) gewährleistet das Land Baden- 1992 unterzeichnete Staatsvertrag über eine Staatliche 
Württemberg die Sicherstellung eines ausreichenden Klassenlotterie (GBI. S. 798, GBI. 1993 S. 234) sowie die 
Glücksspielangebots als ordnungsrechtliche Aufgabe. Regelungen irn Spielbankengesetz bleiben unberührt. 
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( 1  ) Die Veraristaltung eines Glücksspiels bedarf der Er- 
Iiiubnis durch die zuständige Behörde. Die Erlaubnis kann 
rnit Bedingungen und Auflagen versehen werden. Die 
vom Land bereits zum 1. Januar 2007 veranstalteten 
Glücksspiele dürfen noch bis zum 3 1. Dezember 2008 
ohne eine solche Erlaubnis fortgeführt werden mit der 
Mafigiibe. dass der Glücksspielstaatsvertrag im Übrigen 
zur Anwendung gelangt. Die zuständige Behörde kann die 
zuständige Behörde des Sitzlandes einer Klassenlotterie 
dazu ermächtigen. auch mit Wirkung für Baden-Württem- 
berg die Erlaubriis für die Veranstaltuiig der Klassenlotte- 
rie zu erteilen. 

(2)Die Erlaubnis für ein Glücksspiel darf nur erteilt wer- 
den, wenn die Veranstaltung den Zielen des Glücksspiel- 
staatsvertrags nicht zuwiderläuft und den Bestimmungen 
dieses Gesetzes entspricht. Insbesondere darfeiri Glücks- 
spiel nur dann erlaubt werden, wenn 

I. das Glücksspiel für die Sicherstellung eines ausrei- 
chenden Glücksspielangebots erforderlich ist ( #  I0 
GlüStV), 

2. die Einhaltung der 	Jugendschutzanforderungen nach 
$ 4 Abs. 3 GIüStV, des Interrietverbots in # 4 Abs.4 
GIüStV, der Werbebeschriinkungen nach # 5 GIüStV. 
der Anforderungen an das Sozialkonzept nach 5 6 
GIüStV und der Anforderungen an die Aufklärung über 
Suchtrisiken nach # 7 GIüStV sichergestellt ist. 

3. der Veranstalter zuverlässig ist, insbesoridere die Ge- 
wihr dafür bietet, dass die Veranstaltung ordnungs- 
gernäl!, und für die Spielteilnehnier sowie für die Er- 
laubriisbehörde nachvollziehbar durchgeführt wird, 

4. mit einem Fachkonzept belegt ist, wie das übergrei- 
fende Sperrsystem nach # 8 GIüStV bei der Durch- 
führung von Sportwett- und Lotterieveranstaltungen 
nach # #  21 Abs. 3 und 22 Abs. 2 GIüStV wirksam um- 
gesetzt werden soll, 

5. ein Vertriebskonzept vorgelegt wird, das auch die in 
# 7 Abs. 1 vorgesehene Begrenzung der Annahrnestel- 
len zum lnhalt hat. 

(3)Die Erlaubnis über die Veranstaltung eines staatlichen 
Glücksspiels ist durch die zuständige Behörde öffentlich 
bekannt zu machen. 

8 3 

Teilt~rrhnl~heditr,yrri~~yc~ti 


( I )  Die Teilnahmebedingungen für die Veranstaltung 
eines Glücksspiels bedürfen der Erlaubnis der zustän- 
digen Behörde. 

(2) Insbesondere sind in den Teilnahmebedingungen Be- 
stimmungen zu treffen über 

I. die 	 Voraussetzungen, unter denen ein Spiel- oder 
Wettvertrag zustaiide kommt, 

2. die Gewinnplärie und Ausschüttungsquoten, 

3. die Bekanntmachung der Gewinnzahlen oder Ergeb- 
nisse der Sportwetten, 

4. die Frist, innerhalb der ein Gewinnanspruch geltend 
gemacht werden kann. 

5. die Verwendung der Gewinne. auf die ein Anspruch 
nicht fristgerecht geltend gemacht worden ist oder die 
riicht zugestellt werden können und 

6. die Auszahlung der Gewinne. 

(3) Die amtlich erlaubten Teilnahmebedingungen sind 
durch die zuständige Behörde öffentlich bekannt zu ma- 
chen. 

Als Gewinn sind nach MaUgabe der amtlich erlaubten 
Teilniihriiebedingungen an die Spielteilnehmer auszu-
schütten: 

I. Bei Zahlenlotterien mindestens 45 Prozent. 

2. bei Sportwetten im Jahresmittel mindestens die Hälfte, 

3. bei Losbrietlotterien mindestens 40  Prozent, 

4. bei Zusatzlotterien oder -ausspielungen mindestens 
ein Drittel 

der Spieleinsätze. Bearbeitungsgebühren und sonstige 
Kostenbeiträge der Spielteilnehmer sind nicht Bestand- 
teil der Spieleinsätze. 

( I) Die Reinerträge aus dem Glücksspiel stehen dem Land 
zu. Reinerträge sirid die von den Spieleinsätzen nach Ab- 
zug der Gewinnausschüttungen an die Spielteilnehmer. 
der auf die Spielteilnahme entfallenden Steuern und der 
Kosten der Durchführung verbleibenden Beträge. 

(2)  Aus den Reinerträgen der Glücksspiele wird ein ge- 
meinsamer Wettrnittelfonds gebildet. 

(3)  Die Dotierung des Fonds erfolgt nach MaUgabe des 
jeweiligen Staatshaushaltsplans. Die Mittel des Fonds 
sind nach näherer Bestimmurig durch den jeweiliger1 
Staatshaushaltsplan für die Förderung von Kultur und 
Sport sowie für soziale Zwecke zu verwenden. Soweit 
die Reinerträge die nach Satz 2 zweckgebunden zu ver- 
wendenden Mittel übersteigen, werden sie zur allgemei- 
nen Deckung des Haushalts verwandt. 

( I )  In der Erlaubnis für Sportwetten und Lotterien mit 
besonderem Gefährdungspotenzial ( $ 3  2 1, 22 GIüStV) 
kann die rustlindige Behörde Vorgaben zu den Einsatz- 
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grenzen und zurri Ausschluss von gesperrten Spielern 
treffen. # 1 X bleibt unberührt. 

(2) Der Annahmeschluss für Sportwetten muss spätestens 
fünf Minuten vor Beginn der Sportveranstaltung liegen. 

(1) Anzahl und flächenmäßige Verteilung der Arinahme- 
stellen sind an  den Zielen des # 1 GIüStV auszurichten. 
Es dürfen nicht mehr Annahmestellen unterhalten wer-
den, als zur Sicherstellung eines ausreichenden Glücks- 
spielangebots erforderlich ist. Die nähere Ausgestaltung 
ist von1 Veranstalter oder der mit der Durchführung der 
Glücksspiele beauftragten juristischen Person in einem 
Konzept festzulegen. Das Konzept hat sich insbesondere 
an der räumlichen Bevölkerungsstruktur zu orientieren. 

(2)  Der Betrieb einer Annahmestelle bedarf der Erlaub- 
nis durch die zuständige Behörde. Der Betrieb darf nur 
erlaubt werden, wenn 

1. der Betreiber die für die Abwicklung des Spielgeschäfts 
und des Zahlungsverkehrs erforderliche persönliche 
Zuverlässigkeit besitzt, 

2. die Einhaltung der 	Jugendschutzanforderungen nach 
# 4 Abs. 3 GIüStV, der Werbebeschränkungen nach 
5 5 GIüStV und der Anforderungen an die Autkiämng 
über Suchtrisiken nach 9 7 GIüStV sichergestellt ist, 

3. der Betreiber sich nicht zugleich auch als gewerblicher 
Spielvermittler betätigt, 

4. die Annahmestelle nicht in einer Spielhalle oder einem 
ähnlichen Unternehmen im Sinne des # 33 i der Gewer- 
beordnung betrieben werden soll, 

5 . die Annahmestelle nicht dem Konzept nach Absatz 1 
zur Begrenzung der Anzahl der Annahmestellen zu-
widerläuft und insbesondere nicht in Räumlichkeiten 
betrieben wird, die nach ihrer Lage, Beschaffenheit, 
Ausstattung und Einteilung dem Ziel entgegenstehen, 
nur ein begrenztes Glücksspielangebot zuzulassen, 

6. der Ausschluss gesperrter Spieler nach # 2 1 Abs. 3 Satz 
1 und 5 27 Abs. 2 Satz 1 GIüStV sichergestellt ist und 

7. keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass durch 
die Erlaubnis aus anderen Gründen die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gefährdet werden könnte. 

Die zuständige Behörde kann die Aufgabe der Erteilung 
der Erlaubnis für den Betrieb einer Annahmestelle der 
mit der Durchführung des Glücksspiels beauftragten 
Stelle ($  I Abs. 5) im Wege der Beleihung übertragen. 

(3 )  Eine Annahmestelle darf nur in solche Glücksspiele 
vermitteln, die nach diesem Gesetz erlaubt sind. 

(4) Eine Annahmestelle. die bereits zum 1. Januar 2007 in 
ein öffentliches Gliicksipiel des Landes vermittelt hat, 
darf diese Vermittlung noch bis zum 3 1. Dezember 2008 
ohne Erlaubnis fortsetzen mit der MaUgabe, dass die 
Regelungen des Glücksspielstaatsvertrags in1 Übrigen zur 
Anwendung gelangen. 

( I )  Die Lotterieeinnahme bedarf der Erlaubnis durch die 
zuständige Behörde. Sie darf nur in solche Klassenlotte- 
rien erfolgcii, die nach diesein Gesetz erlauht sind. Ein 
Lotterieeinnehrrier, der bereits zum 1. Januar 3007 in eine 
Klassenlotterie vermittelt hat. darf diese Verniittlung noch 
bis zum 3 I. Dezember 2008 ohne Erlaubnis fortsetzen mit 
der MaBgabe, dass die Regelungen des Glücksspielstnat\- 
Vertrags in1 Übrigen zur Anweridung gelangen. 

(2)  Eine Erlaubnis zur Lotterieeiririahme darf nur erteilt 
werden, wenn 

1. der Lotterieeinnehmer die für diese Tütigkeit erforder- 
liche Zuverlässigkeit in persönlicher, sachlicher und 
wirtschaftlicher Hinsicht besitzt und dadurch die Ge- 
währ dafür bietet, dass die ihm auf Grund des Glücks- 
spielstaatsvertrags, dieses Gesetzes und der vertrag- 
lichen Vereinbarungen mit dem Veranstalter obliegeii- 
den Ptlichten erfüllt werden. 

2. die Einhaltung der 	Jugendschutzanforderungen nach 
(5 4 Abs.3 GlüStV, des Internetverbots in # 4 Abs.4 
GIüStV, der Werbebeschränkungen nach $ 5  GIüStV. 
der Anfordemngen an das Sozialkonzept nach 6 6 
GIüStV und der Anforderungen an die Aufklärung über 
Suchtrisiken nach # 7 GIüStV sichergestellt ist. 

3. in einem Konzept die Art und Weise des Vertriebs sowie 
die Anzahl eventueller Verkaufsstellen offengelegt 
sind, 

4. sich aus dem zwischen dem Lotterieeinnehmer und der 
Klassenlotterie abgeschlossenen Vertrag keine Beden- 
ken ergeben und 

5. keine Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass durch 
die Erlaubnis aus anderen Gründen die öffentliche Si- 
cherheit und Ordnung gefährdet wird. 

(3) Die Erlaubnis kann mit Bedingungen und Auflagen 
versehen werden. 

(4) In Baden-Württemberg sind nur Verkaufsstellen von 
Lotterieeinnehmern der Süddeutschen Klassenlotterie zu- 
lässig. 

(5) Die Erlaubnis zur Betätigung als Lotterieeinnehmer 
kann nur von der veranstaltenden Klassenlotterie bean- 
tragt werden. Die Antragstellung für mehrere Verkaufs- 
stellen oder mehrere Lotterieeinnehmer des Veranstalters 
kann in einem Antrag gemeinsam erfolgen (Sanimel- 
antrag). 

( I )  Um eine Spielteilnahme an den in # $  20. 21 und 22 
Abs. 2 GIüStV geregelten Glücksspielen zu verhindern, 
sperren die mit der Durchführung des Glücksspiels nach 
5 1 Abs. 5 beauftragte juristische Person sowie die Spiel- 
banken des Landes nach vorheriger Anhörung diejenigen 
Personen, 
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I. die dies zu 	ihrer eigenen Person beantragen (Selbst- 
\perre) oder 

2. von denen sie auf Grund der Wahrnehmung ihres Per- 
sonals oder auf Grund von Meldungen Dritter wissen 
oder auf Grund sonstiger tatsächlicher Anhaltspunkte 
annehmen müssen, dass sie spielsuchtgefährdet oder 
überschuldet sind. ihren finanziellen Verpflichtungen 
nicht nachkommen oder Spieleinsätze ri5kieren. die in 
keinem Verhältnis zu ihrem Einkommen oder Vermö- 
geri stehen (Freriidsperre). 

Die Sperre beträgt mindestens ein Jahr. Die Stelle, die eine 
Person gesperrt hat, teilt dem betroffenen Spieler seine 
Sperrung unverzüglich schriftlich mit. Eine Authebung 
der Sperre ist frühestens nach einen1 Jahr und nur auf 
schriftlichen Antrag des Spielers möglich. Über diesen 
entscheidet der Veranstalter, der die Sperre verfügt hat. 

(2)Ergeben sich für die mit der Durchführung des Glücks- 
spiels nach $ I Abs. 5 beauftragte juristische Person oder 
die Spielbanken hinreichende Anhaltspunkte dafür. dass 
bei einem Spieler die Voraussetzungen für eine Spiel- 
suchtgefährdung oder eine Überschuldung vorliegen oder 
der Spieler seinen finanziellen Verpflichtungen nicht 
nachkommt oder Spieleinsätze riskiert. die in keinem Ver- 
hältnis zu seinem Einkommen oder Vermögen stehen. ist 
der betroffene Spieler unverzüglich anzuhören. Konkreti- 
sieren sich diese Bedenken. ist unverzüglich durch geeig- 
nete MaUnahmen zu überprüfen, ob der Spieler zu sperren 
ist. Bis zum Abschluss der Überprüfung kann der betrof- 
fene Spieler vom eigenen Spielktrieb ausgeschlossen 
werden. 

( I )  Zum Schutz der gesperrten Spieler und zur wirk-
samen Überprüfung der verhängten Sperren wird in Ba- 
den-Württemberg eine zentrale Sperrdatei errichtet, in 
der alle Spielersperren nach 9 Ahs. 1 7u speichern sind. 
Die Sperrdatei wird bei der mit der Durchführung des 
staatlicheri Glücksspiels nach $ 1 Abs.5 beauftragten 
juristischen Person eingerichtet und von dieser geführt. 

(2)  Die Spielbanken sind verpflichtet, Spielersperren un- 
verzüglich nach ihrer Verhängung an die die Sperrdotei 
führende Stelle zur Eintragung in die Sperrdatei zu über- 
mitteln. Diese speichert die übermittelten Daten sowie die 
von ihr verhängten Spielersperren unverzüglich in der 
Sperrdatei. Werden Spielersperren geändert oder aufge- 
hoben. gelten die Satze I und 2 entsprechend. Sperren sind 
zu Iöscheri, wenn die Gründe, die zu ihrer Eintragurig ge- 
führt haben, nicht mehr gegeben sind. 

13) Die die Sperrdatei führende Stelle speichert in 
der Sperrdatei auch Spielersperren nach $$ 8 und 33 
GIüStV, die ihr von den Veranstaltern anderer vertrags- 
schliel3ender Länder zur Eintragung in die Sperrdatei 
übeniiittelt werden. Die Speicherung ist unverzüglich 
nach der Übermittlunp vorzunehmen. Absatz 2 Sätze 3 
und 4 gelten entsprechend. Eine Übermittlung eigener 

Daten für Sperrdateien anderer Länder ist an die die Sperr- 
datei führenden Stellen zulässig, wenn Gegenseitigkeit 
gewiihrleistet ist und der Schutz der Spieler dies erfordert. 

(4 )Die mit der Durchführung des staatlichen Glücksspiels 
nach $ 1 Abs. 5 beauftragte juristische Person sowie ihre 
Annahniestellen dürfen im Einzelfall die gespeicherten 
Daten nutzen, soweit dies zur Kontrolle von Spielersper- 
ren erforderlich ist. Den Spielbanken, sonstigen Stellen, 
die Spielverbote zu überwachen haben, und Veranstaltern 
der anderen vertragsschließenden Länder dürfen die ge- 
speicherten Daten auf Anfrage iin Einzelfall übermittelt 
werden. soweit die Übermittlung für die Kontrolle der 
Spielersperre erforderlich ist. Eine Übermittlung der ge- 
speicherten Daten an Spielbanken aul3erlialb des Landes 
ist zulässig. wenn zusätzlich Gegenseitigkeit gewähr- 
leistet ist. 

(5)Die Datennutzung und die Datenübermittlung können 
auch durch ein auton~atisiertes Abrufveri'ahren erfolgen. 
Die die Sperrdatei führende Stelle hat über die Abrufe 
Aufzeichnungen zu fertigen, die die bei der Durchführung 
der Abrufe verwendeten Daten. den Tag und die Uhrzeit 
der Abrufe, die abrufende Stelle und die abgerufenen 
Daten enthalten müssen. Die protokollierten Daten dürfen 
nur für Zwecke der Datenschutzkontrolle, der Datensi- 
cherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen 
Betriebs der Datenverarbeitungsanlage verwendet wer-
den. Die Protokolldaten sind durch geeignete Vorkeh- 
rungen gegen zwcckfreinde Verwendung und gegen sons- 
tigen Missbrauch zu schützen und nach sechs Monaten 
zu löschen. Die Verantwortung für die Zulässigkeit des 
Abrufs trägt die abrufende Stelle. 

(6)Auf Antrag erhält eine Person Auskunft über 

I. die 	zu ihrer Person in der Sperrdatei gespeicherten 
Daten, 

2. den Zweck und die Rechtsgrundlage der Verarbeitung 
ihrer Daten, 

3.  die Kategorien der Empfänger, an die Daten weiter- 
gegeben werden, 

4. Auftragnehmer, sofern Dritte an der Datenverarbei- 
tung beteiligt sind. 

( 7 )Die Veranitalter sind verpflichtet, auf Verlangen der 
zuständigen Behörde die in der Sperrdatei gespeicherten 
Daten ononymisiert für Zwecke der Glücksspielfor-
schung zur Verfügung zu stellen. 

Z W E I T E R  A B S C H N I T T  

Nichtstaatliches Glücksspiel 

# 1 1  

Ei~loiihiii.$ühi~qk~~it 

Lotterieri und Ausspielungen mit geringerem Gefähr-
dungspotenzial dürfen nach den Bestimmungen des 
Dritten Abschnitts des Glücksspielstaatsvertraps erlaubt 
werden. 
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g I2 

AI I ,ycn ic i~~cE1.1tritl~ii.s 

( I )  Die Erlaubnis für Lotterien und Ausspielungen nach 
8 1 I kann für solche Veranstaltiingen ;illgemein erlaubt 
werden, 

I. die sich nicht über das Gebiet eines Stadt- oder L;iiid- 
kreises hinaus erstrecken, 

2. deren 	 Spielplan einen Reinertrag von mindestens 
einem Drittel der Summe der zu entrichtenden Entgelte 
und eine Gewinnsumme von mindestens 2.5 Prozent der 
Summe der zu entrichtenden Entgelte vorsieht, 

3. deren Reinertrag ausschließlich und unmittelbar für be- 
stimmte gemeinnützige, kirchliche oder mildtätige 
Zwecke verwendet wird, 

4. bei denen die Summe der zu entrichtenden Entgelte den 
Betrag von 40000 fnicht übersteigt und 

5.  bei denen der Losverkauf oder der Vertriebszeitraum 
die Dauer von zwei Monaten nicht überwhreitct. 

Die allgemeine Erlaubnis nach Satz I kann abweichend 
von Q 4 Abs.3 Satz 2. 5 5 Abs. I und 2. $3 6 .7 ,  14 Abs. I 
Satz 1 Nr. I .  S 15 Abs. I Satze 4 und 5.  Abs. 3 Satz 2 und 
4 17 GIüStV erteilt werden. 

(2) Die allgemeine Erlaubnis ist zu befristen: sie kann die 
Pflicht zur Anzeige einer vorgesehenen Veranstaltung bei 
der zuständigen Behörde begründen. 

( I )  Die ~uständige Behörde kann für eine allgemein er- 
laubte Veranstaltung im Einzelfall Auflagen und Bedin- 
gungen erteilen. 

(2)  Die zuitändige Behörde kann eine allgemein erlaubte 
Veranstaltung im Einzelfall untersagen, wenn 

I. gegen Vorschriften des Glücksspielstaatsvertrags oder 
dieses Gesetzes oder gegen wesentliche Bestimmun- 
gen der allgeriieinen Erlaubnis verstofien wird, 

2. die Gefahr besteht, dass durch die Veranstaltung oder 
durch die Verwendung des Reinertrags die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gestört wird. oder 

3. keine Gewähr für die ordnungsgemälJe Durchführung 
der Veranstaltung oder für die zweckentsprechende 
Verwendung des Reinertrag5 gegeben ist. 

D R I T T E R  A B S C H N  I T T  

Gewerbliche Spielvermittlung 

a 14 

G ~ . ~ ~ n d . s c ~ t r  

( I )  Gewerbliche Spielvermittlung bedarf der Erlaubnis 
durch die zuständige Behörde. Gewerbliche Spielvermitt- 
ler dürfen nur in solche Glücksspiele vermitteln. die nach 

diesem Gesetz erlaubt sirid. Eiri gewerblicher Spielvcr- 
niittler. der bereits zuni I .  Januar 2007 in ein öffentliches 
Glücksspiel des Landes verniittelt hat. darf diese Ver- 
niittlung noch bis zum 3 I. Dezember 2008 ohne Erlaubnis 
fortsetzen mit der MaBgabe, dass die Regelungen dcs 
Glücksspielstaatsvertr~s ini Übrigen zur Anwciidung 
gelangen. 

( 2 )0rtliche Verkaukstellen gewerblicher Spielvermittler 
sind nicht zuliissig. 

(3 )  Gewerbliche Spielvermittler haben ihre Gcschiifts- 
beziehungen mit den Spielern so zu gestalten. dass slimi- 
liche angefallenen Gewinne an die Spieler ausber~ihlt 
werden. Das gilt auch für Sachgewinne oder Rundungs- 
differenzen. 

( 1 ) Eine Erlaubnis zur gewerblichen Spielvermittlung 
darf nur erteilt wcrden. wenn die Vermittlung den Zielen 
des Glücksspielstaatsvertrags nicht zuwiderläuft und den 
Bestimmuirgen dieses Gesetzes entspricht. Insbesondere 
darf die Vermittlung nur erlaubt werden, wenn 

I. der Vermittler die für diese Tätigkeit 	erforderliche 
Zuverlässigkeit in persönlicher, sachlicher und wirt- 
schaftlicher Hinsicht besitzt, 

2. die Einhaltung der Anforderungen nach 	$ 19 GiüStV 
gewährleistet ist, 

3. die Einhaltung der Jugeridschutzanforderungen nach 
# 4 Abs. 3 GIüStV. des lnternetverbots in 9 4 Abs. 4 
GIüStV. der Werbebeschränkungen nach # 5 GIüStV, 
der Anforderungen an das Sozialkonzept nach # 6 
GIüStV und der Anforderungen an die Autklärung 
über die mit dein Glücksspiel verbundenen Gefahren 
nach # 7 GlüStV sichergestellt ist, 

4. der Vermittler seine Verträge mit dem Veranstalter und 
mit dem Treuhänder vorgelegt hat und sich daraus 
keine Bedenken ergeben, 

5. der Ausschluss gesperrter Spieler nach # 21 Abs.3 
Satz I und 3 22 Abs.2 Satz 1 GIüStV sichergestellt ist. 

6. in einem Konzept die Art und Weise des Vertriebs 
offengclegi wird. 

7. der Vermittler seiiie allgerrieiiien Geschäftsbedingun- 
gen vorgelegt h~ii und sich daraus keine Bedenken ergc- 
bei1 urid 

X. auch sonst keine Tatsachen die Annahme rechtterligen. 
dass durch die Vermittlung die öffentlictie Sicherheit 
oder Ordnung getahrdet oder sonstige öffentliche Be- 
lange beeinträchtigt werden können. 

(2) Die Erlaubnis kann mit Bedingungen und Auflagen 
versehen werden. Jede Änderung der Geschäftshedin- 
gungen bedarf der Erlaubnis. 
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( 3 )  Der gewerbliche Spielvermittler ist verpflichtet, der 
zustiindigen Behörde innerhalb von sechs Monaten nach 
Eride eines jeden Geschäftsjahres einen von einem Wirt- 
schaftsprüfer geprüften Jahresabschluss nebst Lage-
bericht und den Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers 
vorzulegen. Dieser Bericht hat auch einen Sonderbericht 
über das Verhältnis zum Treuhänder und die Verwendung 
;ingefallener Sachgewirine, der nicht abgeholten oder 
nicht zustellbaren Gewinne sowie von Rundungsdiffe-
renzen bei der Auszahlurig an die Teilriehiner von Spiel- 
gemeinschaften zu enthalten. 

V I E R T E R  A B S C H N I T T  

Aufsicht 

( I ) Das Regierurigspräsidium Karlsruhe ist für die Durch- 
führung des Glücksspielstaatsvertrags und dieses Geset- 
zes sowie für die Ausübung der Fachaufsicht in den Fällen 
des Absatzes 2 und des # 7 Abs. 2 Satz 3 zuständig, sofern 
in diesem Gesetz nichts anderes bestimmt ist. 

(2)  Die Ortspolizeibehörden sind zuständig für die Uber- 
wachung allgemein erlaubter Veranstaltungen nach # 12 
Abs. I und insoweit auch für die Durchführung des # 16 
GIüStV, für Maßnahmen nach 5 I3 sowie für die Ent- 
gegennahme der Anzeige nach # 12 Abs.2 Halbsatz 2, 
sofern sich die Veranstalturig auf das Gerneindegebiet 
beschränkt; erstreckt sich die Veranstaltung auf das 
Gebiet mehrerer Gemeinden, ist die Kreispolizeibehörde 
zuständig. Tm Übrigen wirken die Ortspolizeibehörden 
bei der Durchführung des # 9 Abs. I GIüStV mit; die 
zustäridige Behörde kann über die Art und den Umfang 
der Mitwirkung der Ortspolizeibehörden allgemein oder 
im Einzelfall Anordnungen treffen. 

(3) Bei lnkrafttreten dieses Gesetzes anhängige Verwal- 
tungsverfahren werden von der nach bisherigem Recht 
zuständigen Behörde fortgeführt. 

F U N F T E R  A B S C H N I T T  

Ordnungswidrigkeiten und Schlussbestimmungen 

5 17 

Ol.dnltrr ,y .s~'i i lr~i ,yk~it~~~l 

( I )  Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

I.  ein öffentliches Glücksspiel veranstaltet, vermittelt 
oder durchfühn, ohne eine nach diesem Gesetz erfor- 
derliche Erlaubnis zu besitzen, 

2. als Veranstalter, Vermittler oder Durchführer eines 
öffentlichen Glücksspiels den in der Erlaubnis ge- 

troffenen Regelungen zum Jugendschutz zuwider- 
handelt, 

3. für unerlaubte Glücksspiele wirbt, 

4 .  seiner Autklärungsptlicht aus 3 7 GIüStV nicht nach- 
kommt. 

5 .  entgegen # 9 Abs. I Satz 3 Nr. 1 GIüStV die erforder- 
lichen Auskünfte nicht oder nicht vollständig erteilt 
oder verlangte Unterlagen und Hinweise nicht vor- 
legt, 

6. entgegen 	§ 9 Abs. 1 Satz 3 Nr.4 G1üStV als Kredit- 
oder Finanzdienstleistungsinstitut vollziehbaren Un- 
tersagungsverfügungen der zuständigen Behörde 
nichi nachkommt, 

7. entgegen # 9 Abs. I Satz 3 Nr. 5 GIüStV als Dienste- 
aribieter vollziehbaren Untersagungsverfügungen der 
zuständigen Behörde nicht nachkommt, 

X. 	gegen Bestimmurigen oder Nebenbestimmungen 
einer behördlichen Erlaubnis nach $ 17 GIüStV ver- 
stöUt, 

9. der Pflicht zur Anzeige einer vorgesehenen Ver-
anstaltung bei der zuständigen Behörde nach 9: 12 
Abs. 2 Halbsatz 2 nicht rechtzeitig nachkommt, 

10. als gewerblicher Spielvermittler einer Anforderung 
des # 19GIüStV zuwiderhandelt, 

11. als gewerblicher Spielvermittler den Bericht nach 
3 15Abs. 3 nicht oder verspätet vorlegt, 

12. entgegen $ 5  20.21 Abs. 3 oder # 22Abs. 2GIüStVge- 
sperrte Spieler ari den dort genannten Glücksspielen 
ohne die erforderliche Identitätskontrolle teilnehmen 
lässt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu 500 000 C geahndet werden. 

(3 )Verwaltungsbehörde im Sinne des 9 36Abs. I Nr. I des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die Behörde, die 
für die Durchführung der verletzten Vorschrift zuständig 
ist. 

Abweichend von # 4 Abs.4 GIüStV kann bei Lotterien 
die Veranstaltung und die Vermittlung im Intemet biq 
3 I.  Dezember 2M)X erlaubt werden, wenn die Beachtung 
der in 5 25 Abs. 6 GIüStV genannten Voraussetzungen 
sichergestellt ist. 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in 
Kraft. Gleichzeitig treten das Gesetz zur Ausführung des 
Staatsvertrags zum Lotteriewesen in Deutschland vom 
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28. Juli 2005 (GBI. S. 586) und das Gesetz über staatliche 
Lotterien, Wetten und Ausspielungen vom 14. Dezember 
2004 (GBI. S. 894) außer Kraft. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist 
zu verkünden. 

s i  L I - ~ T C ; A R T .den 4. März 2008 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

OETTIN(;ER 


PROF. Du. GOI.L STACHELE 


KECH KAU 


PROF. Du. FRANKENBEKG STRATTHAUS 

PFISTER HAUK 

DR. STOLZ GÖNNER 

PROF. DR. REINHART DRAUTZ 

PROF'INDK. HÜBNER 

Verordnung der Landesregierung 

zur Aufhebung der Verordnung 


zum Gesetz zur Ausführung 

von Artikel 15 Abs. 2 der Verfassung 


Vom 19. Februar 2008 

Auf Grund von 5 7 des Gesetzes zur Ausführung von 
Artikel 15 Abs. 2 der Verfassung vom 8. Februar 1967 
(GBI. S. 7 )  wird verordiiet: 

Artikel 1 

Die Verordnung der Landesregierung zum Gesetz zur 
Ausführung von Artikel 15 Abs.2 der Verfassung vom 
6.Juni 1967 (GBI. S.99) wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

STUTTGART, den 19. Februar 2008 

Die Regierung des Landes Baden-Württemberg: 

Verordnung der Landesregierung 

über Berufskollegs für Gebärdensprache 


Vom 25. Februar 2008 

Auf Grund von 9 3 Abs.2 des Privatschulgesetzes in 
der Fassung vom 1. Januar 1990 (GBI. S. [OS), geändert 
durch Gesetz vom 13. November 1995 (GBI. S. 764). 
wird verordnet: 

9: 1 

Berufskollegs für Gebärdensprache sind Ersatzschulen. 

Berufskollegs für Gebärdensprache haben die Aufgabe, 
Schülern vornehmlich Gebärdensprache und Grund-
kenntnisse im Dolmetschen der Gebärdensprache sowie 
die Fachhochschulreife zu vermitteln. so dass sie befähigt 
sind, ein Fachhochschulstudium. insbesondere ein Stu- 
dium für Diplom-Gebärdensprachdolmetscher (FH). auf- 
zunehmen. 

(1) Der Unterricht umfasst allgemein bildende Fächer 
sowie die fachspezifischen Fächer Deutsche Gebärden- 
sprache, Andere Kommunikationsformen, Einführung 
zum Dolmetschen. Psychologie, Rhetorik und Kommuni- 
kation, sowie Techniken und Medien für Hörgeschädigte. 
Darüber hinaus ist ein unterrichtsbegleitendes Praktikum 
abzuleisten. 

(2) Die Ausbildung dauert zwei Jahre und endet mit einer 
Abschlussprüfung, durch deren Bestehen die Fachhoch- 
schulreife erworben wird. 

Voraussetzung für die Aufnahme in das Berufskolleg 
für Gebärdensprache ist die Fachschulreife oder der 
Realschulabschluss oder das Versetzungszeugnis in die 
Klasse 10 eines Gymnasiums des achtjährigen Bildungs- 
gangs oder in die Klasse I I eines Gymnasiums des neun- 
jährigen Bildungsgangs oder der Nachweis eines gleich- 
wertigen Bildungsstandes. 

Die Lehrkräfte müssen die Voraussetzungen für eine 
Lehrtätigkeit an einem Berufskolleg erfüllen. In den fach- 
spezifischen Fächern müssen die Lehrkräfte darüber hin- 
aus gründliche Fachkenntnisse in dem zu lehrenden Fach 
sowie pädagogische Fähigkeiten besitzen. Der Unterricht 
in den wissenschaftlichen Fächern wird in der Regel von 
Lehrkräften mit einem abgeschlossenen Studium an einer 
Universität oder an einer Fachhochschule erteilt. 
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Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verküridung in 
Kraft. 

sl'u r rc;ART. den 25. Februar 2008 

Die Regierung des Landes Raden-Württemberg: 

O t 1  rlNCiEK 

PKOF. DR. COLL STÄCH E I . ~ :  

RECH RAU 

PROF. DR. F R A N K E N R ~ K G  SI KI\ L I HAUS 

PFISTER HAUK 

DR. S I O L Z  G Ö N N ~ R  

PROF. DR. R E I N H A R T  DRAUTZ 

PKOF'INDR. H ~ ~ H N E K  

Verordnung des Ministeriums 

für Ernährung und Ländlichen Raum 


über das Biosphärengebiet 

))SchwäbischeAlb(( 


Vom 3 I .  Januar 2008 

Auf Grund der $9 28 und 73  Abs. I des Naturschutz- 
gesetzes vom 13. Dezember 2005 (GBI. S. 745) und der 
# #  32, 37 und 38 des Landeswaldgesetzes in der Fdssung 
vom 3 1 .  August 1995 (GBI. S. 685). zuletzt geändert 
durch Gesetz zur Neuordnung des Naturschutzrechts und 
zur Änderung heiterer Vorschriften vom 13.Dezerriber 
2005 (GBI. S. 745). wird verordnet: 

Et.t.ic.litut~,qdes Bio.sphW~.~tl,qphiet.s 

In der Raumschaft zwischen Weilheim an der Teck im 
Norden. Zwiefalten im Süden, Schelklingen im Osten und 
Reutlingen irn Westen wird ein Biosphärengebiet errich- 
tet. Dieses Gebiet trägt den Namen ~Biosphärengebiet 
Schwäbische Alb.. . 

(1)  Das Biosphärengebiet hat eine Größe von ca. 
85 31X) ha. Das Biosphärei~gebiet urnfas4t die Traufzone 
der >,Mittleren Alb(. zwischen Reutlingen im Westen über 
Bad Urach, Neuffen, Lenningen bis Weilheim im Osten 
einschließlich der zurn Neckar entwässernden Talein-
schnitte und das dortige Albvorland. die südlich anschlie- 
ßende »Mittlere Kupperialb~ im Bereich St. Johann, 
Gomadingen, Münsingen und Rörner\tein, die »Mittlere 
Flächenalbe im Bereich Hayingen. Zwiefalten und Schel- 
klingen sowie die Übergänge zur Donau im ~Teutschbuch 

und Landgericht(( insbesondere iin Bereich Lauterach und 
Ehingen einschließlich der zur Donau entwässernden 
Ciew~ssersystcme. 

( 2 )Da\ Biosphärengebiet umfasst die Gemarkungen oder 
Teile der Gemarkungen folgender Gemeinden: 

- I111 Alb-Donau-Kreis: 
Ehingen 

Lauterach 

Schelklingen 

Westerheirri 

- Im Landkreis Esslingen: 

Beuren 

Bissingen a. d. Teck 

Dettingen U. Teck 

Erkenbrechtsweiler 

Kohlberg 

Lenningen 

Neidlingen 

Neuffen 

Owen 

Weilheim a. d. Teck 

- Irn Landkreis Reutlingen: 

Bad Urach 

Eningen 


Goinadingen 


Grabenstetten 


Hayingen 


Hülben 


Lichtenstein 


Metzingen 

Münsingen 


Pfullingen 


Reutlingen 


Rörnerstein 


St. Johann 


Z u  iefalten 


sou ie die Fläche des Gutsbezirks Münsingen. 

(3 )Die Aul3engrenzen des Biosphärengebietes sind in den 
beiliegenden Karten (Ka1.t~I: GcsumtXat~t~im MuJstuh 
1 :60 000.-Kat-tor 2-39: Grnreit1clekut~tet7ir71 MuJstuh 
I :10000) mit magentafarbener Linie eingetragen. Die 
Flachen der Keriizonen sind violett gerastert dargestellt. 
Die Flächen der Pflegezonen sind ockerfarben eingetra- 
gen. Die übrigen Flächen des Biosphärengebiets sind Ent- 
wicklungszonen. Soweit die Abgrenzung auf Straßen oder 
Wegen verläuft, liegen diese außerhalb des abgegrenzten 
Gebiets. 

Die Karten sind Bestandteil dieser Verordnung. Die Ver- 
ordnung mit Karten wird beirn Ministerium für Ernährung 
und Ländlichen Raum. bei den Regierungspräsidien Tü- 
bingen und Stuttgart, bei den Laiidratsiirntern Reutlingen, 
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Esslingen und Alb-Donau-Kreis sowie bei den GrolJcn 
Kreisstädten Reutlingen. Metzingen und Ehingeri/Donuu 
und der Verwaltungsgeineinschaft Kirchhcim/Teck auf 
die Dauer von 2 Wochen. beginnend ain Tag nach Vcrkün- 
dung dieser Verordnung im Gesetzblatt, zur kostenlosen 
Einsicht durch jedermann während der Sprechzeiten öf- 
fentlich ausgelegt. Zusätzlich liegt die Verordnung mit der 
entsprechenden Ortskarte auch bei den Bürgermeister- 
ämtern der in Absatz 2 genannten Gerneinden aus. 

(4)  Die Verordnung rnit Karten ist nach Ablauf der Ausle- 
gungsfrist bei den in Absatz 3 Satz 7 bezeichneten Stellen 
zur kostenlosen Einsicht durch jedermann während der 
Sprechzeiten niedergelegt. 

- der steil abfallende Albtrauf rnit seinen standörtlich be- 
dingten iinterschiedlichen Waldformationen und Son- 
derstandorten 

- die dein Albtrauf vorgelagerten Streuobstwiesen 

- die Albtiiler mit ihren teilweise naturnahen Fliefigewäs- 
sern 

- die Albhochfläche mit ihren land- und forstwirtschaft- 
lich genutzten Teilen 

- die unzerschnittene Fläche des ehemaligen Truppen- 
übungsplatzes mit seinen durch die militärische Nut- 
zung entstandenen Lebensräumen 

- die geologischen Besonderheiten. 

Das Biosphärengebiet Schwäbische Alb beinhaltet geolo- 
gische. niitürliche und kulturhistorisch bedingte Lebens- 
riiume. Chariikteristisch sind insbesondere: 

I. Buchenwiilcler der unterschiedlichen standörtlichen 
Gc~qc~tisrtrtirlund Ziele des Bio.~~~liüi~c~ti ,yc~/~ic~t.~ 

Sch~~übi.sc.lieAlb 

( I  ) Die beteiligten Gemeinden haben sich zusirnriien- 
geschlossen, um im Biosphärengebiet Schwäbische Alb 
zusammen mit dem Land den Schutz der Natur mit der 
nachhaltigen wirtschaftlichen Nutzung im Rahrnen einer 
dauerhaft umweltgerechten Entwicklung in Einklang zu 
bringen. Dafür werden Strategien und Projekte entwickelt 
und iimgcsetzt. Motor für die Entwicklung des Biosphä- 
rengebiets sind das Land sowie die beteiligten Landkreise 
und Kommunen mit den hier lebenden Bürgerinnen und 
Bürgern sowie den Verbänden. Sie sind gefordert, zur 
Schaffung einer Identifikation mit dem Biosphärengebiet 
und der Konkretisierung eines Leitbildes, ihre Ideen ein- 
zubringen. 

(2)Die durch vielfältige Nut~ung  geprägte Landschaft mit 
der darin historisch gewachsenen Arten- und Biotopviel- 
falt. einschließlich von Wild- und früheren Kulturformen 
wirtschaftlich genutzter und nutzbarerTier- und Ptlanzen- 
arten soll erhalten, entwickelt und wo nötig wiederher- 
gestellt werden ( #  28 NatSchG). Die Kultiirlandschaften 
des Biosphärengebiets sind auch als attraktive Erholungs- 
räume zur Stärkung desTourismus 7.u erhalten und zu ent- 
wickeln. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Stärkung der Wirtschaft 
durch nachhaltige Weiterentwicklung der Wohn-, Ge- 
werbe-, Dienstleistungs- und Industriestandorte sowie 
von lnfrastrukturanlagen. Im Vordergrund steht hierbei 
das Bemühen der wirtschaftenden Menschen, zu einem 
harmoiiischen Miteinander mit der Natur zu gelangen. 
Den Anforderungen des Naturschutzes wird ebenso hohe 
Aufmerksamkeit wie den ökonomischen, sozialen, kul- 
turellen und etlinischen Aspekten gewidmet. 

(3)Neben den für die dicht besiedelten Bereiche des Bio- 
sphärengebietcs typischen Wohn- und Gewerbcgebieten, 
Dienstleistungs- und Industriestandorten sind insbeson- 
dere folgende Elemente für das Biosphärengebiet prä- 
gend: 

Ausprhgung ain Albtrauf und auf der Albhochfläche 

2. Schluchtwälder in feuchten Lagen am Alhtrauf und in 
Tallagcn 

3. Block- und Hangscliuttwälder irn Urnfeld von Felsen 

4. Eichenwälder 	der iinterschiedlichen standörtlichen 
Ausprägung an südexponierten Hangbereichen und 
auf tonigen Standorten im Albvorland 

5.  Offene Block- und Schutthalden sowie Felsen 

6. Kalk-Pionierrasen 

7. Quellfluren 

X. 	 Natürliche und naturnahe Fließgewässer einschließ- 
lich ihrer Begleitvegetation 

9. Hochstaudentluren 

10. Mittel- und Hutewälder 

I 	I. Acker- und Wirtseliaftsgrünland einschließlich des 
Grünlands in Talauen 

12. Magere Flachland- und Bergmähwiesen 

1 3. Streuobstwiesen 

14. Kalkmagerrasen 

15. Wacholderheiden 

16. Steinriegel, Feldraine und Hecken 

17. Hülen 

IR. Dolinen 

19. Hiihlen 

(4) Das Biosphärengebiet ist in Kern-, Pflege- und Ent- 
wicklungszonen gegliedert. 

( 1 )  In den Kernzonen soll sich die Natur weitgehend un- 
beeinflusst vom Menscheri entwickeln. Die Kernzonen 
dienen dem Schutz von Natur und natürlichen Prozessen 
sowie dem Erhalt genetischer Ressourcen, charakterisii- 
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scher Tier- und Pflanzenarten und deren Lebensräume. 
Die Kerrizorien sind durch diese Verordnung rechtlich ge- 
schützt. 

( 2 )  Soweit in den nachfolgenden Absätzen nicht aus-
drücklich zugelassen. sind Nutzungen in den Kern~oneri 
nicht zulässig. 

Handlungen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung oder 
Veränderung der Kernzone oder ihres Waldbestands und 
der Bodenvegetation sowie zu einer nachhaltigen Störung 
oder zu einer Beeinträchtigung der wissenschaftlichen Er- 
forschung des Gebietes führen oder führen können sind 
unzulässig. Insbesondere ist es verboten. 

;i) 	den Waldbestand forstwirtschaftlich L U  nutzen oder 
Holz anderweitig zu entnehmen; 

bi das Schutzgebiet außerhalb der ausgewiesenen Wege 
zu betreten 

C )  	Standorte besonders geschützter Pflanzen aufzusuchen 
oder Pflanzen und Pflanzenteile einzubringen. zu cnt- 
nehmen oder zu beschädigen; 

d )  wild lebende Tiere einzubringen. zu beunruhigen, zu 
fangen, zu verletzen. zu töten oder anderweitig LLI  

stören; 

e) stehende und fließende Gewässer anzulegen. zu be-
seitigen oder deren Wasserhaushalt durch Entwässe- 
rungs- oder andere Maßnahmen zu verändern; 

f) zu reiten; 


g) die Bodengestalt zu verändern: 


h )  Feuer zu entfachen und zu unterhalten; 


i )  	bauliche Anlagen zu errichten oder gleichgestellte 
Maßnlihmen durchzuführen; 

i) 	Hunde frei laufen zu lassen. 

(3)  Das Betreten der Kernzonen ist nur auf den dafür aus- 
gewiesenen Wegen zulässig. Es erfolgt auf eigene Gefahr; 
besondere Verkehrssicherungsptlichten werden hierdurch 
nicht begründet. Die Ausweisung von Wegen und deren 
Benutzung in der Kernzone erfolgt spätestens bis zur An- 
erkennung des Gebiets durch die UNESCO durch Allge- 
meinverfügung oder durch Verordnung des Regierungs- 
präsidiums Tübingen im Benehmen mit den Kommunen 
und Verbänden. Bis zur Ausweisung des Wegenetzes dür- 
fen die bisIang genutzten Wege weiter gegangen werden. 
Soweit sich die Kernzonen auf der Fläche des ehemaligen 
Truppenübungsplatzes Münsingcn befinden. erfolgt das 
Betreten nach MaBgabe der geincirisamen Rechtsvcrcjrd- 
nung des Regierungspräsidiunir Tübingen und des Land- 
ratsamts Reutlingen zur Beschränkung des Betreteni auf 
dem ehemaligen Truppenübungsplatz Münsingen (Land- 
kreis Reutlingen) vom 4. April 2006 (GBI. S. 177) in der 
jeweils gültigen Fassurig. 

(4 )Forstwirtschaftlich genutzte Flächen in den einzelnen 
Kernzonen dürfen bis zur Anerkennung des Biosphären- 
gebiets durch die UNESCO weiter nachhaltig gepflegt 
werden. Um den Bestand im Sinne der Zielsetzungen des 

Biosphärengebiets und der Kernzone zu gestalten und 
Schäden ari den benachbarten Waldbeständen zu ver-
meiden, kann für naturferne Bestandteile, insbesondere 
Nadelholzbestände. in Kernzonen ausnahmsweise eine 
zeitlich befristete, weitergehende Bewirtschaftung mit 
dem Ziel des Umbaus der Bestände in1 Einvernehmen 
zwischen dem Regierungspräsidiuin Tübingen und dem 
Waldeigeritümer vereinbart werden. Hierbei sind die Ein- 
griffe auf ein Mindestmaß zu beschränken. 

( 5 )Zur Sicherung einer natürlichen Verjüngung der vor- 
kommenden Waldgesellschaften. der Erhaltung der Na- 
tura-2000-Lebensräume und -Habitate sowie zur Verniei- 
dung von erheblichen Wildschäden in der angrenzenden 
Landwirtschaft ist die Jagd auf Schalenwild, Füchse, Neo- 
zoen insbesondere durch Drückjagden zulässig. Soweit 
hierfür Jagdeinrichtungen zwingend erforderlich sind, 
sind sie in einfachster und landschaftsangepasster Aus- 
führung zu errichten. Wildfütterungen, Ablenkungsfüt- 
terungen urid Kirrungen sind nicht zulässig. Das Regie- 
rungspräsidium Tübingen kann die Jagd in den einzelnen 
Kernzonen durch Allgemeinverfügung regeln. 

(6) Die Verbote der Absätze 2 und 3 gelten nicht für 
tolgende in] Einvemehnieii mit der Höheren Forstbehörde 
und der Höheren Naturschutzbehörde durchgeführte 
Maßnahmen: 

a) für Verkehrssicherungsmaßnahmen an ausgewiesenen 
Wegen und an den Außenrändern der Kernzonen; 

b)  für wissenschaftliche Untersuchungen und die dazu 
benötigten Einrichtungen: 

C )  	für die ordnungsgemäße Unterhaltung und Erneuerung 
von Ver- und Entsorgungseinrichtungen samt dazu- 
gehöriger Nebenanlagen sowie der ausgewiesenen 
Wege; 

d )  für behördlich angeordnete und zugelassene Beschil- 
derungen. 

( I ) Die Ptlegezonen umgeben und verbinden die einzel- 
nen Kernzonen. Sie dienen dem Schutz artenreicher Kul- 
turlandschaften und landschaftstypischer Lebensräunie. 
Ihre Ökosysteme werden überwiegend durch menschliche 
Nutzung erhalten, gepflegt und entwickelt. 

(2) Die Ptlegezonen sind durch diese Verordnung und 
durch bestehende Rechtsverordniingen im Sinne des # 1 1  
dieser Verordnung rechtlich geschützt. In den Pflegezo- 
nen sind Handlungen verboten, die das Gebiet, seinen Na- 
turhaushalt oder einzelne seiner Bestandteile zerstören. 
beschädigen, nachhaltig stören oder die wissenschaftliche 
Forschung beeinträchtigen. Auf 3 32 Absätze 3 und 4 des 
Laiideswaldgesetzes wird verwiesen. 

(3)  Die Land-. Forst- und Fischereiwirtschaft sowie die 
Jagd ist in den Pflegezonen zulässig, soweit sie der guten 
fachlichen Praxis einschließlich des 3 12 Abs. 3 bis 6 des 
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Naturschutzgesetzes heiiehungsweise den Grundsätzen 
der Waidgerechtigkeit und Wege entspricht. 3 32 Abs.5 
des Landeswaldgesetzes hleibt unberührt. 

(4)Der Schutzzweck nach Abs. I wird insbesondere durch 
die Erhaltung extensiver Bewirtschaftungsweisen und 
durch die beispielhafte irinoviitive, nachhaltige Ent-
wicklung anderer, die Naturgüter besonders schonender 
Nutzungs- und Vermarktungsformen verfolgt. Unberührt 
bleibt die bisher rechtmäljig ausgeübte Nutzung und 
Pflege der Grundstücke und Gewässer sowie der recht- 
mäßig bestehenden Einrichtungen in der bisherigen Art 
und im bisherigen Umfang sowie deren Unterhaltung und 
Instandsetzung. 

(5) Dem Schutzzweck dieser Verordnung stehen die Er- 
weiterung und der Neuhau nach 3 35 Abs. I Nr. 1 BauCß 
privilegierter baulicher Anlagen und örtlicher Versor-
gurigsnril~igen nach $ 35 Abs. I Nr. 3 BauGB grundsiitz- 
lich nicht entgegen. Sonstige Anlagen können zugelassen 
werden, werin sie der Bewirtschaftung von Flächen in der 
Pflegezone dienen. In Flurneuordnungsverfahren erfolgt 
die Abstimmung über Veränderungen im Benehmen niit 
der unteren Naturschutzkhörde im Wege- und Gewässer- 
plan (Plan nach $ 4 1 FlurbG). 

(6)Die Erholungsnutzung i%t iri den Ptlegezonen zulässig 
mit der Maßgabe, dass nur auf der1 hierfür ausgewiesenen 
Wegen geritten und nur auf befestigten Wegen Fahrrad 
gefahren wird. Bis zu einer Regelung nach Ahsatz 7 gelten 
alle geeigneten Wirtsch~iftswege als zuin Reiten aus-
gewiesen. soweit $ 5 2  Abs. I NatSchC und 3 37 Abs. 3 
LWaldG nicht entgegenstehen. 

Soweit sich die Ptlegezonen auf der Fläche des ehemali- 
gen Truppenübungsplatzes Münsingen befinden, erfolgt 
das Betreten nach Maßgabe der gemeinsamen Rechts- 
verordnung des Regierungspräsidiums Tübingen und des 
Landratsamtes Reutlingen zur Beschränkung des Betre- 
teris auf dem ehemaligen Truppenübungsplatz Münsingeri 
(Landkreis Reutlingen) vom 4. April 2006 (GBI. S. 177) in 
derjeweils gültigen Fassung. 

(7)Die Ausweisung des Reitwegenetzes in der Ptlec «ezorie 
erfolgt bei Bedarf für einzelne Gebiete durch Allgernein- 
verfügung des Regierurigspriisidiums Tübingen im Be- 
nehmen mit den Koniniuneri und Verbänden. 

Die Entwicklungszonen bilden den Schwcrpunkt des 
Lebens-, Wirtschafts- und Erholungsrauins für die Bcvöl- 
kerung im Biosphärengebiet. Grundlage für dcn Erli~lg 
des Biosphärengebiets ist eine prosperierende wirtschaft- 
liche Entwicklung. Daher sollen in den Eritwicklurigs- 
Zonen insbesondere ökonomisch, soziiil und ökologisch 
nachhaltige Wirtschaftsweisen gefördert urid weiterent- 
wickelt werden. Diese Ziele werden von der Bauleit- 
planung zur Entwicklung von Gewerbe-. Wohri-, Freizeit- 

und iindereri Nut7ungen aufgenommen. Hierbei ist ein 
schonencler LJnigang mit Freitliichen und ein Vorrang der 
Inrierieritwicklurig vor der Inanspruchnahme von Frei-
tlächeri i r i i  AuUerihereich anzustreben. In Landes- und 
Regionalplanungen festgelegte Nutzungen bleiben unbe- 
rührt. 

( I )  Unter Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger sowie 
der berührten Gebietskörperschaften und Verbände wird 
ein Rahmenkonzept erarbeitet, das der räumlichen Kon- 
kretisierung eines Leitbildes zu Schutz. Pflege und Ent- 
wicklung des Biosphärerigehiets dient. Die Inhalte und 
Ziele des Rrihmenkonzeptes sollen bei gebietsrelevanten 
Planungen berücksichtigt werden. 

(2)Zum Zwecke der Bildung für nachhaltige Entwicklung 
sollen im Biosphärengebiet Informationseinrichtungen 
geschaffen werden, die der Unterrichtung der Oft'entlich- 
keit und dem fachlichen Austausch dienen. Eine Vernet- 
zurig niit den bestehenden Umweltbildungseinrichtungen 
wird angestrebt. 

(3) Das Biosphärengebiet dient der Forschung, insbeson- 
dere zur Gestaltung dauerhaft umweltgerechter urid wirt- 
schaftlich tragfähiger Nutzung. Es soll eine Umweltbeob- 
achtung vor allem zur Langzeitüberwachung natürlich ab- 
laufender Prozesse und der Auswirkungen menschlicher 
Nutzungen auf die Biosphäre durchgeführt werden. Die 
Kulturlandschaft des Gebietes soll darüber hinaus in ihrer 
historischen Entwicklung und den anthropogenen Ein- 
flüssen erforscht und dargestellt werden. 

( I )  Beim Regierungspräsidium Tübingen wird eine Bio- 
sphärengebietsverwaltung eingerichtet. Sie hat ihren Sitz 
in Münsingen und ist Ansprechpartneriri für alle Beteilig- 
ten. 

(2) Die Biosphärengebietsverwaltung steuert die Ent-
wicklung des Biosphärengebiets und ist bei relevanten 
Planungen LU beteiligen. Sie betreibt lnforniationsein-
richturigeri nach # 7 Abs. 2. berät die Bürgeriiinen und 
Bürger, die Gehietskijrperschaften, Verbände urid Projekt- 
träger und unterstützt die Schaffung von Struktureri für 
eine nachh;iltigc Entwicklung des Biosphärengebiets. 

( 1 ) Die Gebietskörperschaften im Biosphärengebiet, der 
Bund und das Land tragen und finanzieren gemeinsam dar 
Biosphärengebiet. Die Finanzierung erfolgt durch das 
Land und die Gebietskörperschaften ab 201 1 im Verhält- 
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riis 70 :30 %. Bis dahin finanziert das Land die Kosten; es 
versucht. hierfür auch Privatisierungserlösc einzusetzen. 

(2 )  Die Gebietskörperschaften. der Bund und das Land 
kooperieren mit den betroffenen Verbänden mit den1 Ziel, 
die Bi«sphärengebietsverwaltung zu unterstützen. 

( I ) Von den Beichränkungen dieser Verordnung ausge- 
nommen sind unaufschiebbare MaUnahmen zum Schutz 
der Bevölkerung und zur Abwehr von Gefahren für Leib 
und Leben von Memchen sowie für bedeutende Sach- 
werte. 

(2 )Von den Vorschriften dieser Verordnung kann auf An- 
trag Befreiung erteilt werden, wenn 

a )  überwiegend öffentliche Belange die Befreiung erfor- 
dem, 

b) der Vollzug der Bestimmungen zu einer offenbar nicht 
beabsichtigten Härte führen würde und die Abwei- 
chung mit den öffentlichen Belangen vereinbar i \ t ,  

oder 

c )  die Durchführung einer Vorschrift zu einer nicht ge- 
wollten Beeinträchtigung von Natur und Landschaft 
führen würde. 

( 3 ) In der Pl lege~one bedürfen Nutzungsänderungen, die 
nicht den Vora~issetzungen des # 5 Abs. 3 Satz I entspre-
chen und die Errichtung baulicher und sonstiger Anlagen, 
die nicht der Bewirtschaftung der Fläche oder der Jagd 
dienen (vgl. # 5 Abs. 5 Satz 2) einer Erlaubnis. die zu er- 
teilen ist, wenn die Schutzzwecke des Biosphärengebiet4 
nicht beeinträchtigt werden. 

(4 )  Zuständig für die Erteilung der Befreiung nach Ab- 
satz 2 ist das Regierungspräsidium Tübingen. Zuständig 
für die Erteilung der Erlaubnis nach Absatz 3 sind die 
unteren Verwaltungsbehörden als untere Baurechts- be- 
ziehungsweise untere Naturschutzbehörden. Die Vor-
schriften sonstiger Fachgeietze bleiben unberührt. 

5 I 1  

Weitri;q~ltirtlgut1dri.c.i.lCi.oidi~rriigen 

Die schon bisher für Flächen im Biosphärengebiet beste- 
henden Rechtsverordnungen gelten fort. soweit in dieser 
Verordnung für Kern- und Ptlegezonen keine nusdrück- 
lich restriktiveren Regelungen getroffen werden. 

g 12 

Fl~ri~neuoi- t ln~~t l ,y .vi .c~i~folr i~~~t i  

Rechtskräftig angeordnete Flumeuordnungsverfahren 
sind bis zur Schlussfest\tellung nach 5 149 Flurbereini- 
gungsgesetz von dieser Verordnung ausgenommen. 

Die Grenzen des Biosphärengebiets im Sinne von 3 2 wer- 
den bei Bedarf angepasst, wenn eine an1 Biosphärengebiet 
beteiligte Gemeinde dies für ihre Gemarkung beantragt, 
soweit dadurch weder das Gesaintgefüge noch wichtige 
Ziele des Biosphärengebiets beeinträchtigt werden. 

Sj 14 

O i . d t l ~ i ~ g s ~ ' i d i . i ~ k e i t e i ~  

Ordnungswidrig im Sinne des 5 X0 Abs. I Nr. 2 NatSchG 
handelt. wer im Biosphärengebiet vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

1 .  den Verboten nach # 4 Abs. 2 dieser Verordnung oder 

2. vollziehbaren 	 Anordnungen zuwiderhandelt, die die 
höhere Naturschutzbehörde auf Grund der # #  4 und 5 
die\er Verordnung erlassen hat. 

# 1s 
117Li~uftti~c~tt~tl 

Die\e Verordnung tritt am Tage nach Ablauf der Ausle- 
gungsfrist in Kraft. 

SI-U r GART. den 3 I. Januar 2008 HAUK 

Verkündungshinweis: 

GeniäM 4 76 NatSchG ist eine etwaige Verletzung der in 
# 74 genannten Verfahrens- und Formvorschriften nur 
beachtlich, wenn sie innerhalb eines Jahres nach Ver- 
kündung dieser Verordnung gegenüber dem Ministerium 
für Ernährung und Ländlichen Rauin schriftlich geltend 
gemacht worden ist; der Sachverhalt. der die Verletzung 
begründen soll, ist dazulegen. 

Verordnung des Wissenschaftsministeriums 

über die Aufnahmeprüfung und 


weitere Zulassungsvoraussetzungen 

für die Studiengänge an der Akademie 


für Darstellende Kunst Baden-Württemberg 

(Zulassungsverordnung der Akademie 

für Darstellende Kunst -ADK-ZVO) 


Vom 12. Februar 2008 

Auf Grund von # 1 Abs. 7 und # 5 Abs. I Satz 3 bis 6 und 
Abs. 2 Satz 2 und 3 des Akadeniiengesetzes (AkadG) vom 
25. Februar 1992 (GBI. S. 1 15). zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 1 des Gesetzes vom 25. Juli 2(X)7 (GBI. S. 339), in 



93 Nr. 4 GBI. vom 7. März 2008 

Verbindung mit # 1 Abs. 1 Satz I Buchst. b der AkadG- 
Zuständigkeits- und Gebührenverordnung von1 37. Mai 
2003 (GBI. S. 272), zulctzt geiinderr durch Verordnung 
vom I I .  Dezember 2007 (GBI. S. 5971, wird verordnet: 

( 1 )  Die Zulassung zu den Bachelorstudiengängen Schau- 
spiel und Theaterregie der Akademie für Darstellende 
Kunst setzt den Nachweis 

1 .  der allgemeinen oder fachgebundenen Hochschulreife 
oder einer vorn Kultusministerium als gleichwertig 
anerkannten Vorbildung. 

2. der erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache 
und 

3. der künstlerischen Eignung für dcn gewählten Studien- 
gang 

voraus. 

(I)Vom Nachweis nach Absatz I Nr. I kann für die Ba- 
chelorstudiengänge Schauspiel und Theaterregie abge- 
sehen werden, wenn eine besondere Begabung und eine 
für das Studium hinreichende Allgemeiribildung nach-
gewiesen werden. Der Nachweis der besonderen Bega- 
bung wird durch das Bestehen der Aufnahmeprüfung, der 
Nachweis der für das Studium erforderlichen Allgemein- 
bildung durch eine Zusatzprüfung nach $ 9 erbracht. 

(3) Die Zulassung zum Bachelorstudiengang Theater- 
regie setzt zusätzlich zu den Nachweisen nach Absatz I 
den Nachweis praktischer Erfahrungen im Bereich der 
Darstellenden Kunst, insbesondere an Theatern, beim 
Film oder bei Festivals, von in der Regel einem Jahr vor- 
aus. 

(4)  Die Zulassung zum Masterstudiengang Dramaturgie 
der Akademie für Darstellende Kunst setzt den Nachweis 

I. eines Hochschulabschlusses oder eines gleichwertigen 
Abschlusses im Fach Dramaturgie, Germanistik, Lite- 
raturwissenschaft, Philosophie, Soziologie oder in 
eincrn verwandten kunst-, medien-, geistes- oder ge- 
sellschaftswissenschaftlichenFach, 

2. der erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache, 

3. der künstlerischen Eignung für den Studiengang Dra- 
maturgic und 

4. praktischer Erfahrungen im Bereich der Darstellenden 
Kunst, insbesondere an Theatern, beim Film oder bei 
Festivals, von in der Regel sechs Monaten 

voraus. 

Die künstlerische Eignung für den Masterstudiengang 
Dramaturgie setzt eine überdurchschnittliche künstle-
risch-analytische Begabung und breite kulturgeschichtli- 
che Bildung voraus, die erwarten lässt, dass der Bewerber 
hervorragende Leistungen erbringen wird. 

( I )  Die künstlerische Eignung für das Studiuni iiii  der 
Akademie für Darstellende Kunst nach # 5 Abs. I Satz I 
Nr. 3 Buchst. c und Abs.2 Satz 3 AkadG ist durch Ab- 
legung einer Aufnahmeprüfung nachzuwcisen. 

(2 )Die für die Durchführung der Aufnahmeprüfung nach 
dieser Verordnung erforderlichen Unterlagen sowie die 
sonstigen Nachweise nach # 1 sind mit dem Antrag auf 
Zulassung zum Studium vorzulegen. 

(3)  Die Aufnahmeprüfung findet einmal iin Jahr im Rah- 
men der Zulassung zum Wintersemester in der Zeit zwi- 
schen dem 1. Februar und dem 30.April statt. Abwei- 
chend von Satz I findet die Aufnahmeprüfung im Jahr 
2008 in der Zeit vom 15. April bis zum 15. Mai statt. Der 
Direktor der Akademie für Darstellende Kunst (Direktor) 
kann in begründeten Fällen von Satz 1 und 2 abwei- 
chende Zeitraume für die Aufnahmeprüfung im Rahnien 
der Zulassung zuni Winterserriester festlegen. 

Die Antragsfristen für die Zulassung zum Studium und 
für die Zulassung zur Aufnahmeprüfung werden vom 
Direktor der Akademie festgelegt und bekannt gegeben. 

(4) Über die Zulassung zur Aufnahmeprüfung entschei- 
det der Direktor. 

(5) Ein Anspruch auf Teilnahme an der Aufnahmeprü- 
fung besteht nur, wenn der Antrag auf Studienzulassung 
nach den Anforderungen dieser Verordnung ordnungs- 
gemäB, rechtzeitig und vollständig gestellt ist. 

$ 3 

Vr.i$rh~-c.ri 

Die Aufnahmeprüfung gliedert sich in folgende Teile: 

1. für den Bachelorstudiengang Schauspiel: 

a )  eine Vorauswahl nach $ 4, 

b) eine erste Prüfungsstufe, bestehend aus einem 
mündlichen und eincm praktischen Prüfungsteil 
nach $ 5. 

C )  eine zweite Prüfungsstufe, bestehend aus einem 
mündlichen und einem praktischen Prüfungsteil 
nach 5 5. 

2. für den Bachelorstudiengang Theaterregie: 

a )  eine Vorauswahl nach $ 4 ,  

b) einen mündlichen und einen praktischen Prüfungs- 
teil nach $ 6. 

3. für den Masterstudiengang Dramaturgie: 

a) eine Vorauswahl nach 5 4, 

b) eine mündliche Prüfung nach $ 7. 
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( I )  In der Vorauswahl wird über die Zulassung zu den 
weiteren Prüfungsteilen entschieden. Die Vorauswahl 
wird auf Grund der vom Bewerber mit dem Antrag auf 
Zulassung zum Studium vorzulegenden Bewerbungsuti- 
terlagen nach Absatz 2 bis 5 getroffen. 

(2)  Für alle Studiengänge sind folgende Bewerbungsun- 
terlagen vorzulegen: 

1. tabellarischer Lebenslauf, 

2. schriftliche Begründung des Studienwunschei und 

3. Nachweise 	über erworbene Studien- und Berufsab-
schlüsse sowie berufliche und praktische Erfahrungen. 

(3) Für den Bachelorstudiengang Schauspiel sind ferner 
folgende Bewerbungsunterlagen vorzulegen: 

I. ärztliches Attest 	 über den derzeitigen Gesundheits- 
zustand, aus dem die gesundheitliche Eignung für die 
Schauspielausbildung hervorgeht (nicht älter als sechs 
Monate), 

2. phoniatrisches Gutachter1 (nichi älter als sechs Mo- 
nate) und 

3. schriftliche Rollenanalyse nach den Vorgaben des 
Direktors. 

(4) Für den Bachelor\tudiengang Theaterregie i5t ferner 
eine 5chriftliche Szenenanalyse nach den Vorgaben des 
Direktors vorzulegen. 

(5) Für den Masterstudiengang Dramaturgie sind ferner 
folgende Bewerbungsunterlagen vorzulegen: 

I. Konzept für eine eigene künstlerische Arbeit nach den 
Vorgaben des Direktors, 

2. Beschreibung einer künstlerischen Arbeit aus dem Be- 
reich der darstellenden Kunst nach den Vorgaben des 
Direktors und 

3. Auflistung aller bisherigen und gegenwärtig laufenden 
künstlerischen Arbeiten howie, soweit vorhanden, Kri- 
tiken und Referenzen der Arbeiten, an denen der Be- 
werber beteiligt war, und Auschnitte dieser Arbeiten 
auf DVD oder CD. 

(6)  Den für die Vorauswahl nach Absatz 2 Nr. 2, Absatz 3 
Nr. 3, Absatz 4 und Absatz 5 Nr. I und 2 vorgelegten Un- 
terlagen ist jeweils eine Erklärung beizufügen, dass diese 
vom Bewerber selbstständig angefertigt wurden. 

( 7 )In der Aufnahmeprüfung wird zu den weiteren Prü- 
fungsteilen zugelassen. wer in der Vorauswahl als Durch- 
schnitt der von allen Prüfern entsprechend $ 8Abs.4 ver- 
gebenen Punkte 2.0 Punkte oder mehr erreicht hat. 

# 5 

PI-iifirngf?;I. den Buchelo,-studien,qan,q Scl~uu.spi~I 

( 1 )  In der ersten Prüfungsstufe wird über die Zulassung 
zur zweiten Prüfungsstufe entschieden. 

(2 )  Die mündlichen Prüfungsteile in der ersten und zwei- 
ten Prüfungsstufe bestehen aus einem Einzelgespräch 
zu Frapen aus den1 Bereich der darstellenden Kunst mit 
einer Dauer von in der Regel 15 Minuten. 

(3) Der praktische Prüfungsteil in der ersten Prüfungs- 
stufe besteht aus dem Vortrag zweier Rollenausschnitte 
und wahlweise einem musikalischen oder akrobatischen 
Vortrag nach den Vorgaben der Prüfungskomniission. 

(4 )  Der praktische Prüfungsteil in der zweiten Prüfuiigs- 
stufe besteht aus dem Vortrag zweier Rollenausschnitte, 
wahlweise einem musikaIischen oder akrobatischen Vor- 
trag sowie einer szenischen Arbeit mit einem Regisseur 
nach den Vorgaben der Prüfungskoniniission. 

( 1 )  Der mündliche Prüfungsteil besteht aus mehreren 
Einzelgesprächen mit Mitgliedern der Prüfungskomniis- 
sion zu Fragen aus den1 Bereich der darstellenden Kunsi 
mit einer Dauer von in der Regel jeweils 15 Minuten. 
Der Direktor bestimmt die Zahl der Einzelgespräche. 

( 2 )  Der praktische Prüfungsteil besteht aus einer priikti- 
schen szenischen Arbeit mit einer Dauer von in der Regel 
einer Stunde innerhalb der Eignungsprüfung nach den 
Vorgaben der Prüfungskommission. 

Die mündliche Prüfung besteht aus mehreren Einzel- 
gesprächen mit Mitgliedern der Prüfungskommission zu 
Fragen aus dem Bereich der darstellenden Kunst, darun- 
ter zu zwei von der Prüfungskommission vorgegebenen 
Themen. mit einer Dauer von in der Regel jeweils 30 Mi-
nuten. Der Direktor kann bestimmen, dass zusätzlich ein 
Gruppengespräch durchgeführt wird. 

(1) Für die Feststellung der Eignung im Bachelorstudien- 
gang Schauspiel sind folgende Bewertungskriterien zu- 
grunde zu legen: 

1. Originalität und Gestaltungsfähigkeit, 

2. Darstellungsvermögen eigener künstlerischer Ideen, 

3. Phantasiereichtum, 

1.Differenzierungsvermögen, 

5 .  Reilexionsvermögen. 

6. Sub,jektivität, 

7 .  Vorurteilsfreiheit, 

8. Kommunikationsfähigkeit. 

9. Erfahrungen und bisherige Erfolge in der Praxis, 
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10. Teamfähigkeit, 

I I .  Motivation und 

12. Selbstdistanz. 

(2) Für die Feststellung der Eignung im Bachelorstudien- 
gang Theaterregie sind folgende Bewertungskriterien zu- 
grunde zu legen: 

I .  Originalität und Gestaltungsfähigkeit, 

2. szenische Phantasie, 

3. Darstellungsvermögen eigener künstlerischer Ideen, 

4. Phantasiereichtum, 

5. Organisationsvermögen. 

6. Differenzierungsverniögen, 

7. Reflexionsvermögen, 

8. Erfahrungen und bisherige Erfolge in der Praxis, 

9. Teamfahigkeit, 

10. Motivation, 

I I. Selbsteinschätzung, 

12. rhetorische Qualitäten, 

13. Konfliktfihigkeit und 

14. Führungsqualität und Durchsetzungsvermögen. 

(3) Für die Feststellung der Eignung im Masterstudien- 
gang Dramaturgie sind folgende Bewertungskriterien zu- 
grunde zu legen: 

I. kulturgeschichtliche Bildung, 

2. analytische Fähigkeiten, 

3. Organisationsvermögen, 

4. Differenzierungsvermögen, 

5. Reflexionsvennögen, 

6. Erfahrungen und bisherige Erfolge in der Praxis, 

7. Teamfähigkeit, 

8. Motivation, 

9. Selbstdistanz. 

10. Sprachkompetenz. 

I I .  Kommunikationskompetenz, 

12. Konfliktfahigkeit. 

13. mediatorische Fähigkeiten und 

14. kreative Fähigkeiten. 

(4) In jedem Prüfungsteil nach 5 3 wird anhand der 
Bewertungskriterien nach Absatz I bis 3 die Eignung 
von jedem Mitglied der Prüfungskommission mit einer 
Bewertung zwischen 0 und 5 Punkten beurteilt. Dabei 
entsprechen: 

5 Punkte = einer besonders hervorragenden fachlichen 
Eignung, 

4 Punkte = einer guten fachlichen Eignung, 

3 Punkte = 	einer fachlichen Eignung, die erwarten lässt, 
dass das Studium mit gutem Erfolg absol- 
viert wird, 

2 Punkte = einer fachlichen Eignung, die noch erwarten 
Iässt, dass das Studienziel erreicht wird, 

I Punkt = einer mangelhaften fachlichen Eignung. 

0 Punkte = einer ungenügenden fachlichen Eignung. 

Es können auch halbe Punkte vergeben werden. 

(5) Die Aufnahmeprüfung für den Bachelorstudiengang 
Schauspiel hat bestanden, wer nach bestandener Voraus- 
wahl in allen Prüfungsteilen der ersten Prüfungsstufe 
und der zweiten Prüfungsstufe jeweils eine Durch-
schnittspunktzahl von 2,O oder mehr erreicht hat. 

(6) Die Aufnahmeprüfung für den Bachelorstudiengang 
Theaterregie hat bestanden, wer nach bestandener Vor- 
auswahl in allen weiteren Prüfungsteilen jeweils eine 
Durchschnittspunktzahl von 2.0 oder mehr erreicht hat. 

(7) Die Aufnahmeprüfung für den Masterstudiengang 
Dramaturgie hat bestanden, wer nach bestandener Vor- 
auswahl in der mündlichen Prüfung eine Durchschnitts- 
punktzahl von 2,0 oder mehr erreicht hat. 

(8) Die in einem Prüfungsteil oder einer Prüfung er-
reichte Punktzahl errechnet sich aus dem Durchschnitt 
der von den Mitgliedern der Prüfungskommission je- 
weils vergebenen Punktzahlen. Die Durchschnittspunkt- 
zahl wird auf zwei Stellen hinter dem Komma berechnet. 
Es wird nicht gerundet. 

(9) Die Aufnahmeprüfung nach 5 2 kann bei Nichtbeste- 
hen nur einmal wiederholt werden. Die Bewerbungsun- 
terlagen und Erklarungen nach 4 müssen dafür neu vor- 
gelegt werden. 

Zusatzptifutzg i'on Studienhewerhern 
ohne Ho<~hschulreije 

Die hinreichende Allgemeinbildung nach 3 1 Abs. 2 ist in 
einer mündlichen Prüfung von in der Regel 20 Minuten 
nachzuweisen. In der Beurteilung der auf den angestreb- 
ten Studiengang bezogenen Allgemeinbildung sollen vor 
allem ein Überblick über die wesentlichen Zielrichtungen 
von Darstellender Kunst und Medien, die Kenntnis der 
wesentlichen Ausprägungen gegenwärtiger Arbeit in der 
darstellenden und performativen Kunst, die fremdsprach- 
lichen Voraussetzungen sowie ein elementares Wissen in 
fachspezifischen Fragen bewertet werden. Die für den 
Studiengang hinreichende Allgemeinbildung ist nachge- 
wiesen, wenn die Mehrheit der Mitglieder der Prüfungs- 
kommission dies feststellt. Die Vorschriften über die Auf- 
nahmeprüfung finden entsprechende Anwendung. 

(1) Für die Durchführung der Prüfungen nach $9 5 bis 7 
werden für jeden Studiengang eine oder mehrere Prü- 
fungskommissionen mit jeweils mindestens drei Prüfern 
gebildet. Den Kommissionen gehören jeweils 
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1. der Direktor oder ein von ihm benannter Vertreter, 

2. ein zuständiger Studiengangsleiter oder ein von ihm 
beriannter Vertreter sowie 

3. ein oder mehrere Prüfer aus dem Kreis der hauptberuf- 
lichen künstlerischen oder wisserischaftlichen Lehr-
kräfte, Projektleiter oder Lehrbeauftragten der Akade- 
mie für Darstellende Kunst 

an. Prüfer nach Satz 2 Nr. 3 können auch Professoren der 
Staatlichen Akademie der Bildenden Künste Stuttgart 
sowie hauptberufliche Mitglieder des Lehrkörpers. Lehr- 
beauftragte oder Projektleiter der Filmakadeniie Baden- 
Württemberg sein. Die Prüfungskommissiorien körinen 
zusätzlich Fachberater beteiligen: diese sind nicht stimm- 
berechtigt. 

(2)  Bei hohen Bewerberzahlen für den Bachelorstudien- 
gang Schauspiel können für die erste Prüfungsstufe eine 
oder mehrere Prüfungskommissionen mit jeweils nur 
zwei Mitgliedern nach Absatz I Satz 7 Nr. I und 2 gebil- 
det werden. 

(3 )  Die Mitglieder der Prüfungskommission wählen aus 
ihrer Mitte einen Vorsitzenden; bei Kommissionen mit 
nur zwei Mitgliedern entscheidet der Direktor über den 
Vorsitz. Der Vorsitzende leitet die Prüfung und sorgt für 
ihren ordnungsgemäßen Ablauf. Die Prüfungskoniniis- 
sion entscheidet mit einfacher Mehrheit. Bei Stimnien- 
gleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden. 

(4 ) Die Vorauswahl kann durch einen Prüfer oder eine 
oder mehrere Prüfungskommissionen mit zwei oder 
mehr Mitgliedem erfolgen. 

( 5 )  Die Entscheidungen über die Anzahl der Prüfungs- 
kommissionen. die Anzahl und Auswahl der Prüfer und 
der Mitglieder der Prüfungskommissionen nach Absatz 1 
Satz 2 Nr. 3. Absatz 2 und 4 trifft der Direktor. 

( 6 )Die Mitglieder der Prüfungskommissionen. die Prü- 
fer und die beteiligten Fachberater sind zur Verschwie- 
genheit verpflichtet. 

Tritt ein Studienbewerber nach dem Beginn der Voraus- 
wahl ohrie Genehmigung des Direktors von der Prüfung 
zurück, gilt diese als nicht bestanden. 1st der Studien- 
bewerber wegen Krankheit oder wegen eines anderen 
wichtigen, von ihm nicht zu vertretenden Grundes gehin- 
dert. nach Beginn der Vorauswahl an der Aufnahmeprü- 
fung weiter teilzunehmen. wird der Rücktritt auf schriftli- 
chen Antrag genehmigt. Der Antrag ist unverzüglich beim 
Direktor zu stellen; dabei sind die Gründe für den Rück- 
tritt glaubhaft zu machen. Der Direktor kann die Vorlage 
eines ärztlichen Attests verlangen. Wird der Rücktritt ge- 
nehmigt, gilt die Prüfung als nicht unternommen. 

( 1  ) Kann ein Studienbewerber aus Gründen, die von ihm 
nicht zu vertreten sirid, die begonnene Prüfung nicht zu 
Ende führen. genehmigt der Direktor auf Antrag die Un- 
terbrechung. Der noch nicht abgelegte Teil der Prüfurig 
kann riur während des laufenden Prüfungsverfahrens 
nachgeholt werden. Der Antrag ist unverzüglich schrift- 
lich zu begründen; dabei sind die Gründe für die Unter- 
brechung glaubhaft zu machen. Ist die Verhinderung 
durch Krankheit verursacht, ist ein ärztliches Attest vor- 
zulegen. Der Direktor kann die Vorlage eines amtsärztli- 
chen Attests verlarigen. 

(2)  Der Direktor entscheidet, wann der Studienbewerber 
den noch nicht abgelegten Teil der Prüfung nachzuholen 
hat. Nimmt der Studienbewerber ohne Genehmigung des 
Direktors an einzelnen Prüfungsteilen nicht teil. so sind 
diese Teile mit 0 Punkten zu bewerten. 

Aitsschluss rlon der Pt.i?fiun,q 

( I )  Der Studienbewerber ist von der Prüfung auszu-
schließen. 

I. wenn eine der nach 	9 4 Abs. 6 abzugebenden Erklä- 
rungen nicht der Wahrheit entspricht oder 

2. wenn er versucht, das Ergebnis anderer Pnifungsteile 
durch Täuschung oder Benutzung nicht zugelassener 
Hilfsmittel zu beeinflussen; als Versuch einer Täu- 
schung gilt auch das Mitführen nicht zugelassener 
Hilfsmittel. 

(2 )  Die Entscheidung über den Ausschluss trifft der Di- 
rektor. Erfolgt der Ausschluss, gilt die ganze Prüfung als 
nicht bestanden. 

(3) Stellt sich innerhalb von fürif Jahren nach der Prü- 
fung heraus, dass ein Ausschließungsgrund vorlag, kann 
der Direktor die ergangene Prüfungsentscheidung wider- 
rufen und die Prüfung für nicht bestanden erklären. 

9: 14 

P~~üfi~i~,q,s~lic~tlc~/~sch~~ift 


Uber die Prüfung und ihre einzelnen Abschnitte ist durch 
die Prüfungskommission oder den Prüfer eine Nieder- 
schrift zu fertigen. In diese sind 

1. Tag und Ort der Prüfungen, 

2. die Namen der Mitglieder der Prüfungskommission 
oder des Prüfers, 

3. der Name der Prüfungsteilnehnier. 

4. die Dauer der Prüfung und die Themen bei der münd- 
lichen und praktischen Prüfung. 
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5. die Prüfungsnote bei der mündlichen und praktischen 
Prüfung, 

6. besondere Vorkommnisse 

aufzunehmen. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden 
oder vom Prüfer zu unterzeichnen. 

Hat ein Bewerber wegen Krankheit oder wegen eines an- 
deren, von ihm nicht zu vertretenden Grundes zum Ter- 
min, zu dem er die Aufnahmeprüfung bestanden hat, das 
Studium nicht aufgenommen und hat er nicht inzwischen 
an einer neuen Aufnahmeprüfung im selben Studiengang 
der Akademie für Darstellende Kunst teilgenommen, so 
kann er die in der bestandenen Eignungsprüfung nach- 
gewiesene Qualifikation nur beim nächsten Zulassungs- 
termin seiner Bewerbung zu Grunde legen. 

a 16 

1nkt.ufttt.eten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

STUTTGART,den 12. Februar 2008 

PROF. DR. FRANKENRERG 

Verordnung des Kultusministeriums, 

des Innenministeriums und 


des Finanzministeriums 

zur Änderung der Schuliastenverordnung 


Vom 22. Februar 2008 

Auf Grund von 5 17 Abs. 2 und # 18 a Abs. 2 des Finanz- 
ausgleichsgesetzes (FAG) in der Fassung vom I .  Januar 
2000 (GBI. S. 14) wird verordnet: 

Artikel I 

Die Schullastenverordnung vom 2 I .  Februar 7000 (GBI. 
S. 18 I),  zuletzt geändert durch Verordnung vom 16. März 
2007 (GBI. S. 210). wird wie folgt geändert: 

# 2 erhält folgende Fassung: 

.# 2 

Z~/ .$ ' /7Ah.s .2 ..$' IXu Ah.c.2 FAG 

Der Sachkostenbeitrag beträgt jihrlich für jeden Schüler 
oder für jedes Kind der 

1 .  Hauptschulen 845 Euro, 

2. Realschulen 527 Euro, 

3. a) Gymnasien mit Ausnahme der 
Progymnasien und der 
beruflichen G ymnasien 558 Euro, 

b) Progymnasien 535 Euro. 

4. Schulen besonderer Art 537 Euro, 

5. Berufsschulen sowie Berufsfachschulen 
und Berufskollegs in Teilzeitunterricht, 
Sonderberufsschulen sowie Sonder- 
berufsfachschulen in Teilzeitunterricht 380 Euro, 

6. Berufsfachschulen und Berufskollegs 
sowie Berufsschulen in Vollzeitunterricht, 
Sonderberufsfachschulen sowie Sonder- 
berufsschulen in Vollzeitunterricht, 
Berufsoherschulen (Mittel- und Oberstufe), 
berufliche Gymnasien 9 18 Euro, 

7. Berufskollegs für Informatik 25 16 Euro, 

8. Grundschulförderklassen 375 Euro, 

9. a) Förderschulen und Schulkindergärten 
für besonders Förderungsbedürftige 1274 Euro, 

b) Schulen und Schulkindergärten 
für Geistigbehinderte 40 12 Euro, 

C)  Schulen und Schulkindergärten 
für Blinde und Sehbehinderte 3236 Euro. 

d )  Schulen und Schulkindergärten 
für Hörgeschädigte 25 12 Euro, 

e )  Schulen und Schulkinder~" 'arten 
für Sprachbehinderte I I 89 Euro. 

t j  Schulen und Schulkindergärten 
für Körperbehinderte 3633 Euro. 

g)  Schulen für Erziehungshilfe 
und Schulkindergärten 
für Verhaltensgestörte 1633 Euro, 

h) Schulen für Kranke in 
längerer Krankenhausbehandlung 392 Eure.« 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2008 in 
Kraft. 

STLITTCART. den 22. Februar 2008 

Kl/lru.cniinisrc~.iunr 

RAU 

I~l t r (~~l t~~i t i i . s r (~r iuni  

RECH 

Fititrr~:rninisto~i~~nl 
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Verordnung der Landesanstalt 

für Kommunikation Baden-Württemberg 


zur Änderung der Verordnung 

über die Festsetzung der Gebührensätze 


für ihre öffentlichen Leistungen 

(Gebühren VO) 


Vom 25. Februar 2008 

Auf Grund von # 46 Abs. 3 des Landesmediengesetzes 
(LMedienG) vom 19. Juli 1999 (GBI. S. 273, ber. S. 387), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes zum Neun- 
ten Rundfunkänderungsstaatsvertrag und zur Änderung 
medienrechtlicher Vorschriften vom 14. Februar 2007 
(GBI. S. 108) und auf Grund des Landesgebührengeset- 
zes (Artikel I des Gesetzes zur Neuregelung des Ge- 
bührenrechts vom 14. Dezember 2004, GBI. S. 895) wird 
verordnet: 

Artikel 1 

Das Gebührenverzeichnis als Anlage zur Gebührenver- 
ordnung vom 14.Februar 3005 (GBI. S. 184) wird wie 
folgt geändert: 

I. In Abschnitt A. wird die Zeile 1.1 wie folgt geändert: 

die Zahl n10000« wird durch die Zahl »5000u ersetzt. 

2. In Abschnitt C. wird die Zeile4.7 wie folgt geändert: 

an das Wort »Zuweisungsgebühr« werden ein Komma 
und die Wörter >,bei Veranstaltern von bundesweitem 
Fernsehen mindestens 1000« angefügt. 

Artikel 2 

Inb-ufrri.eret1 

Diese Verordnung tritt arn Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

STUTTGAKT. den 25. Februar 2008 

Der Vorstand der Landesanstalt für Kommunikation 

LANGHEINRICH BEEKSTECHER 

PROF. Du. DITTMANN DR. GÖTZ VON OLENHUSEN 

PROF. DR. WELTE 

Bekanntmachung des Regierungspräsidiums 

Stuttgart über die Zuständigkeit 


der Stadt Donzdorf, Landkreis Göppingen, 

als untere Baurechtsbehörde 


Vom 8. Februar 2008 

Das Regierungspräsidium Stuttgart als höhere Baurechts- 
behörde hat auf Antrag der Stadt Donzdorf, Landkreis 
Göppingen. gemäß # 46  Abs. 2 Nr. I der Landesbauord- 
nung Baden-Württernberg festgestellt. dass die Stadt 
Donzdorf die Voraussetzungen des 3 46 Abs. 5 der Lan- 
desbauordnung erfüllt. Die Aufgaben der unteren Bau- 
rechtsbehörde im Sinne des Q 46  Abs. 1 Nr. 3 der Landes- 
bauordnung gehen mit Beginn des übernächsten Monats 
nach Bekanntmachung dieser Feststellung im Gesetzblatt 
auf die Stadt Donzdorf über. 

STUTTC~ART, SCHMALZLden 8. Februar 2008 
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H E R A U S G E B E R  
Staat\mini\teriurri Baden-Würtiemhcrg. 
Richard-Wagner-SlrdUe 15. 70183 Siuttgart 

Ct;2152.'iIi;L,;-, .Ei 111*35?.  ?i1';13 ~z't:Jt:~giit
S C H R I F T L E I T U N G  
Stiiat~iiiiiii\teriuni, Rcg. Aiiiiiiiann Alfred Horii E-t, CmG, E:=rst;t- b r a  .,;, 2 2  
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V E R T R I E B  

Staatsanzeiger für Baden-Württernhcrs GnihH, 

Postfach 1013 63. 7(K)3X Stuttgan. 


D R U C K E R E I  

O f l i ~ i nChr. Scheufrle in Siuttgan 


B E Z L J G S B E D I S G U N G E X  

Lautender Beruf durch den Vertrieb, jährlich SO Euro. Mchrucnsicucr 

wird nichi erhoben. Der Berug kann 7wci hlonliie vor deni 3 I. De7erriher 

eines jeden Jahres gekündigt werden. 


V E K K A L F  V O N  E I N Z E L A C I S G A B E N  

Einrelausgaben werden durch die Ver\andstelle der  C;e\et7hlaites, Sta;ii\- 

anzcigcr lur Baden-M'urtteniherg GmhH, PostCiich I043 63 ,  7003X Stuli- 

gLtri (Breiischeid\iraUc 69. 70176 Stutig;iri>. Fernml (07 1 1  ) 6 6 6 0 1  -13. 

Telefax (07 1 I )  666Ol-33. ahgcgehen. Der Preis dieser Au\gahe bcirägt 

3.XO Euro (einschliel)lich Porto und Verraridkosten). Mehrwen\icucr uird 

nichi erhohcn. 
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